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B e s c h l u B

In Sachen

Klägers und Revisionsklägers9

gegen

'

Beklagten und Revieionsbeklagtcn,

hat der 9° Senat des Bundessozialgerichts am 24„ Oktober

1961 unter Mitwirkung des '

Senatspräsidenten Dr„ W e 1 B

als Vorsitzenden,

des Bundesrichters Dr° S c h w a n k h a r t

und des Bundesrichters Dr„ M a i s c h

beschlossen;

Dem Kläger wird gegen die Versäumung der Revisions—

begründungsfrist Wiedereinsetzung in den vorigen

Stand gewährt°

2° Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Bayeri—

schen Landessozialgerichts in München vom 6° Mai 1958

wird als unzulässig verworfen°

3. Außergeriohtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
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Der Kläger leistete vom 28. August 1959 bis Mai 1945 Wehr—

dienst und befand sich anschließend-bis zum 40 Mai 1945 in
amerikanii° scher Kriegsgefang enschaft Am 13 Juni 1951 bean—

tragte er Versorgung nach dem Bundesversorgungsgesetz (BVG)°

Durch Bescheid vom 31„ Oktober 1953 erkannte das Versorgungsämt

"leichte Brfrierungsfolgen beider Großzehen" als Schädigunge—

folgen an; ein Anspruch auf Rente wurde abgelehnt, weil das an—

erkannte Leiden keine Minderung der Er■erbsfähigkeit (MdB) be—

dinge. Vor dem Sozialgericht (SG), auf das das vom Kläger ein—

geleitete Bcrufungsverfahren als Klage übergegangen war, be—

gehrte der Kläger, "Gastroduodenitis" und ”Bronchitis" als wei-

tere Schädigungsfolgen anzuerkennen, Das SG wies die Klage ab°

Die Berufung des Klägers wurde dureh Urteil des Landessozial—

gerichts(L5G) vom 6, Mai 1958 zurückgewiesen: Es sei unwahr—

scheinlich, daß die beim Kläger vorhandene Achilie des Magens

auf vehrdienstliche Einflüsse zurückzuführen sei, es handele

sich bei diesem Leiden um eine im wesentlichen in der Kons°titu-

tion begründete Erkrankung„ Da es zu einer unmittelbaren Ver—

letzung der Bauchorgane nicht gekommen sei, scheide eine Aner—

kennung des Magenleidens als Schädigungsfolge im Sinne der Ent—

stehung aus° Diese Erkrankung könne auch nicht als Schädigungs—

folge im Sinne der Verschlimmerung anerke nnt w rden; denn es

habe sich nicht nacchweisen lassen, daß der Kläger während des

Wehrdienstes Belastungen ausgesetzt gewesen sei, die das gewöhn—

liche Maß der im Zivilleben vorhandenen ungünstigen Binfl -üsse

überschr ri tten. Die beim Kläger bestehende Bronchitis stelle eben—

falls keine Schädigungsfolge im Sinne des 5 1 BVG dar°

Das
LSG ließ die Revision nicht zu. ,

Gegen das am 15° Juni 1958 zugestellte Urteil des LSG legte

der Kläger am 5. Juli 1958 Revision beim Bundessozialgericht

(BSG)ein° Er beantragte, unter Aufhebung des angefochtenen

Urteils Magenlciden, Bronchitis und Folg en von durchgemachter

Gelbsucht als Schädigungsfolgen anzuerkennen und ihm eine

Rente nach einer M63 von 40% zuzusprechen, hilfsWeise, die

Sache an die Vorinstanz zurückzuvcr„eisen„
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Mit Schriftsatz vom 8° August 1958, eingegangen bei der

?ostverteiluhgsstblle des BSG ama9„ August 1958, begründete
der Kläger die Revision„f i„„„;u . .„ \

Durch Beschluß des erkennenden Senats vom 22, August 1958

wurde die ReviSion wegen fehlender „evisionsbegründung als

unzulässig verworfen° Bei Brlaß dieser Entscheidung befand

sich die Revisionsbegründungsschrift vom 8° August 1958

nicht bei den dem Senat vorliegenden Akten° Sie war irrtüm=

licherweise von der Postverteilungsstclle an die Geschäfts—

stelle des 11° Senats weitergeleitet werden° Dort wurde sie
erst später in den Akten 11 RV 904/58 aufgefunden und der

Geschäftsstelle des 9, Senats zugeleiteto

Mit Schreiben vom 22„ August 1961 wurde dem Kläger mitge—

teilt, auf welche Weise die Revisionsbegründung wieder auf—

gefunden Wurde° Der Kläger beantragte um 26° August 1961

unter Bezugnahme auf diese Mitteilung und seinen Schrift—

satz vom 8° August 1958

1° das Urteil des LSG München vom 60 Mai 1958

wegen ungenügender Sachaufklärung aufzuheben,

2° den Beschluß vom 220 August 1958 aufzuhebeno

Der Senat hatte zunächst über die Rechtswirksamkeit des

Verwerfungsbeschlusses vom 22, August 1958 zu erkennen°

Nach 5 318 der Zivilprozeßordnung (ZPO), der auch im

sozialgerichtlichen Verfahren gilt (@ 202 des Sozial—

t das Gericht grundsätzlich anp U
)

geriehtsgesctzes —SGG—)‚
‚'die Entscheidung, die in einem von ihm erlassenen End— oder

Zwischenurtcil enthalten ist, gebunden. Diese Vorschrift

findet auch auf Beschlüsse Anwendung, durch die ein Rechts—

mittel als unzulässig vcrw rien ist (BSG in SozR SGG5 67

Da 3 Nr. 6; Pcters/Sauttcr/Wolff, Komm.zur set, @169
Anm„ 3; Baumbcch/Lautcrbcch, Komm„ zur ZPO, 25. Aufl.,
5 529 Anm, 5 und @ 519 b Ann, 2 E; Rosenberg, Lehrbuch des
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deutschen Zivilprozeßrechts, 8° Aufl., 5 57 II; Stein/Jonas/
Schönke, Komm. zur ZPO, 18‚ Aufl„ 5 329 II 1b; Wieezorek,

Komm° zur ZPO, @ 519b B IIIe)° '

Im vorliegenden besonderen Fall war aber der Senat an den

Beschluß vom 220 August 1958 nicht gebunden, weil dem Kläger

in entsprechender Anwendung des 5 67 SGG gegen die Versäumung

der Revisionsbegründungsfrist Wiedereinsetzung in den vorigen

Stand zu gewähren war° '

Zwar wird in der Rechtsprechung und Lehre zum Teil die Ansicht

vertreten, daß eine Entscheidung auch "berichtigt" werden

könne, wenn das Gericht ein eingelegtes Rechtsmittel in offen—

bar unrichtiger Würdigung der ZulässigkeitsV0raussetzungen als

unzulässig verworfen hat (so KG in JW 1925, 1418 Nr° 6 und 1931,

3566 Nr° 6; OLG Jena in JW 1928, 1317 Nr° 6; OLG Düsseldorf in

JMinBl NRW 1951, 172 Nr, 3; Baumbach/Lauterbach, aa0_5 519 b

Anm° 2 E; Steih/Jonas/Schönke, aaO @319 I; Schönke/Schröder/
Niese, lehrbueh des Zivilproseßrechts, 50-332)„ Dieser Auf—
fassung

vermag sich der Senat nicht anzuschließen° Nach 5 138

SGG können nur Schreibfehler, Rechenfehler und ähnliche offen—

bare Unrichtigkoiten beriehtigt werden„ Hieraus ist zu entnehmen,

daß die B riehtigung auf solche Fälle beschränkt ist, in denen

eine offenbare Unstimmigkeit zwischen Wille und Ausdruck vor—
liegt (so OLG Neustadt in ZZP 69, 420; Brsckmann, Handbuch der

Sozialvcrsicherung, Bd„ 1, 2480; Rosenberg, aaO @ 57 I 3a;

Wieczorek‚ aaO @ 319 B 1110 2) oder bei denen die Entscheidung

auf einem offenbarcn Denkfehlor (wie bei Rechenfehlern) beruht
(vgl° RGZ 23, 411; 90, 232). Die Vorschrift des 5 138 SGG ent—
hält keinen Anhalt dafür, daß eine Berichtig ng auch zulässi

ist, wenn das Gericht bei seiner Entscheidung von unrichtigcn

tatsächlichen Voraussetzungen ausgegangen ist (vgl. Wieczorek

aaO)°

Hingegen kommt eine entsprechende Anwendung des 5 67 SGG in
Betracht° Zwar hat der Kläger die Revisionsbegründungsschrift inner—

halb der am 13. August 1958 abgelaufenen Revisionsbegründungsfrist

_ 5 _

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


beim BSG eingereicht und damit an sich die Frist gewahrt;

denn entscheidend dafür ist der Eingang beim zuständigen

Gericht, nicht beim entscheidenden Spruchkörper. Der Senat

ist jedoch der Auffassung, daß dem verspäteten Eingang der

Revisionsbegründungssohrift beim zuständigen G richt der

Fall gleichzusetzen ist, in dem —
wie hier — die Begrün—

dungsschrift beim zust'qdndigen Senat erst nach Ablauf der

Frist eingeht° Für eine sol che ent sprechende Anwendung des
@ 67 SGG sprechen nicht nur der Uni.sand, daß der Verwer—
fungsbeschluß von einer tatsächlich eing treter en Frist—

versäumnis ausgegangen ist und damal auch au sgehen mußte

sondern auch prozeßökonomische Erwägungen° Denn mit dem

besonderen Rechtsbehelf der Wiedereinsetzung in den vorigen

Stand läßt sich in Fällen wie dem vorliegenden die zu Un—

recht von einer Fristversäumnis aus 50110ndc Entscheidung auf

die verfahrensrechtlich einfachste Weise besoi ti°cn° Bei

mehreeren zulässigen Verfahren°xwe en is stets der zu wählen,

der am ehesten zum Ziel führt (Rosenberg, aaO S„ 27)„

Der Antrag des Klägers auf Aufhebung des Beschlusses vom

22 August 1958 kann als Antrag auf Niedereinsetz ung in den

vorigen Stand gewertet werden„ Im übrigen bedürfte es hier

eines besonderen Antrags des Säumigen überhaupt nicht, weil

die Rechtshandlung bereits vor Wegfall des Hindernisses

nachgeholt wurde, 5 67 Abs° 2 SGG‚ Aus diesem Grunde steht

auch @ 67 Abs° 3 SGG der Wiede ®.zsetsung nicht entgeg cn.
Daß den Kläger an dem versp nate ten Eiz gang der Begründungs—

schrift beim zustandigen Senat kein Vers ein lden triff ,
bedarf keiner näheren Begründung. Somit war ihm Wiederein—

setzung in den vor i°en Stand zu gewähren„ Dies kann auch

dann noch geschehen, wenn die Revie °ion bereits wegen Frist—

versaumung als unzulässig verworfen mordcn ist. Durch die

Gewährung der Wiedereinsetzung wird der Vernerfungsbeschluß

vom 22 August 1958 gegenst andsl s, einer besond 01en Auf—

hebung dieses Beschl sses bedarf es nicht (vgl. BSG in
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SozR SGG @ 67 Da 3 Nr° 6), Bei dieser Sachlage konnte

unerörtert bleiben, ob eine Aufhebung des Beschlusses

auch im Wege der Wiederaufnahmeklage (@ 179 SGG, @ 580

Nr° 7 b ZPO) möglich gewesen wären

Über die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landes—

sozialgerichts war somit erneut zu erkennen°

Die Revision ist form— und fristgerecht eingelegt und be—

gründet worden° Sie ist jedoch nicht statthaft„ Da das

LSG die Revision nicht zugelassen hat (@ 162 Abs° 1 Nr„1
SGG), wäre sie nur statthaft, wenn der Kläger einen wesent—

lichen Mangel des Verfahrens des Berufungsgerichts (@ 162

Käse 1 Nr„ 2-SGG) oder eine Gesetzesverletzung bei der Beur>

teilung des_ursächlichen Zusammenhangs einer Gesundheitsstö—

rung mit einer Schädigung im Sinne des BVG (@ 162‘Abs° 1
Nr° 5 SGG) mit Erfolg gerügt hätte„ Das ist nicht der Fall°

Die Rüge der Revision, das LSG habe den SaChverhalt nicht
genügend aufgeklärt und damit gegen @ 103 SGG verstoßen,

greift nicht durch°

Die Angaben des Klägers, daß er nach seinem Einsatz an der

Ostfront im Jahre 1941 wegen Erfrierung der Füße, Lungenenté

zündung, Gelbsucht und Bronchitis in Lublin und Plauen und

vom 31° Dezember 1943 bis 24° Januar 1944 wegen Magenbeschwer—
den in Bordeaux in Lazarettbehandlung war, weisen nicht nach,

daß das LSG seine Aufklärungspflicht verletzt hat° Das LSG
war nicht verpflichtet, weitere Nachforschungen über die

Lazarettpapiere anzustellen° Nach der vom Versorgungsamt

über das Krankenbuchlager Berlin eingeholten Auskunft der

Deutschen Dienststelle in Borlin—Wittonau vom 26. Juni 1953

enthalten die Meldungen der Lazarette von Lublin und Plauen

nur die Angabe, daß der Kläger wegen Erfrierung beider Füße

behandelt wurde; über einen Lazarettaufenthalt im Jahre 1944,

also in Bordeaux, waren keine Meldungen vorhanden‚ Auf Grund
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dieser Auskunftserteilung brauchte sich das LSG nicht gedrängt

zu fühlen,-noch eigene Ermittlungen bei dereelben Stelle durch—

zuführen° Es lag kein Anhalt dafür vor, daß die der Versorgungs-

.]

verwaltung erteilte Auskunft unriehtig oder unvollstän*ig war.

Soweit der Kläger verträgt, das LSG habe sich zur weiteren Auf—

klärung über seine wehrdienstlichen Schädigungen während seines

Einsatzes an der Ostfront veranlaßt sehen müssen, entspricht sein

Vorbringen nicht den an die Revisionsbegründung zu stellenden An—

forderungen„ Naeh @ 164 Abs. 2 Satz 2 SGG hat der Revisionskläger

bei der Rüge mangelnder Sachaufklärung auch anzugeben, welehe Ere

mittlungen das LSG im einzelnen noch hätte vornehmen müssen

(BSG in SozR SGG @ 105 Da 5 Nr„ 14)° Solche Angaben enthält die

Revisionsbegründung nicht„

Da weitere Rügen nach 5 162 Abs. 1 Nr° 2 oder Nr° 5 SGGvom Klä—

ger nicht erhoben sind und der gerügte Verfehrensmangel nicht

vorliegt, ist die Revision nach 9 169 Satz 2 SGG als unzulässig

zu verwerfen°

Die Kostenentseheidung beruht auf @ 193 SGG°
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